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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/7036, 15/8096 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das öffentliche 
Versorgungswesen und zur Änderung versicherungs-
rechtlicher Vorschriften 

§ 1 
Änderung des Gesetzes  

über das öffentliche Versorgungswesen 

Das Gesetz über das öffentliche Versorgungswesen (Ver-
soG) vom 25. Juni 1994 (GVBl S. 466, BayRS 763-1-I), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Dezember 2005 
(GVBl S. 656), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht treten an die Stelle der bisheri-
gen Art. 9 bis 12 folgende Art. 9 bis 12d: 

„Art. 9  Grundsätze der Geschäftstätigkeit 
Art. 10  Satzung 
Art. 10a  Geschäftsplan 
Art. 11  Rechnungslegung 
Art. 11a  Wirtschaftsplanung 
Art. 11b  Sicherheitsrücklage 
Art. 11c  Gebundenes Vermögen 
Art. 12  Verantwortlicher Aktuar 
Art. 12a  Abschlussprüfung 
Art. 12b  Aufsicht 
Art. 12c  Strafvorschrift 
Art. 12d  Verordnungsermächtigung“. 

2. Art. 4 Abs. 4 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 und 3 
ersetzt: 

„2Er entscheidet über die Bestellung des Verantwortli-
chen Aktuars. 3Er kann 

1. Sondergutachten des Verantwortlichen Aktuars 
verlangen,  

2. zusätzliche Schwerpunkte bei der Abschlussprü-
fung festlegen, 

3. im Rahmen der Abschlussprüfung die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung überprüfen lassen, 

4. den Abschlussprüfer beauftragen, in seinem Be-
richt darzustellen 

a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertrags-
lage sowie die Liquidität und Rentabilität der 
Versorgungsanstalten, 

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen 
der Verluste, wenn diese Geschäfte und die 
Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage 
von Bedeutung waren, und 

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Ver-
lustrechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetrags, 

5. Erörterungen des Prüfungsberichts mit dem Ab-
schlussprüfer und mögliche Ergänzungen der Prü-
fung und des Berichts verlangen sowie 

6. einzelne seiner Mitglieder ermächtigen, Einsicht in 
die Geschäftsunterlagen der Versorgungsanstalt zu 
nehmen.“ 

3. In Art. 6 Abs. 1 Satz 3 wird „Art. 11“ durch „Art. 12b“ 
ersetzt. 

4. In Art. 8 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 werden die Worte „oder 
Verwaltung“ gestrichen. 

5. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Grundsätze der Geschäftstätigkeit“ 

b) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Die Vermögen der Versorgungsanstalten sind ge-
trennt zu halten.“ 

c) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) 1Die Versorgungsanstalten dürfen neben den 
Geschäften, die ihrem Versorgungsauftrag dienen, 
nur solche Geschäfte betreiben, die hiermit in un-
mittelbarem Zusammenhang stehen. 2Die ganze 
oder teilweise Übernahme der Verwaltung anderer 
gleichartiger Versorgungswerke ist mit Zustim-
mung der Aufsichtsbehörde zulässig.“ 

6. An die Stelle der bisherigen Art. 11 und 12 treten fol-
gende Art. 10a bis 12d: 

„Art. 10a 
Geschäftsplan 

(1) 1Für jede Versorgungsanstalt ist ein Geschäftsplan 
aufzustellen. 2Er besteht aus 
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1. der Satzung (Art. 10), 

2. dem versicherungsmathematischen und dem fi-
nanztechnischen Geschäftsplan mit den fachlichen 
Geschäftsunterlagen (technischer Geschäftsplan), 

3. den Verträgen, durch die die Aufnahme von Mit-
gliedern und Versicherten, die Bestandsverwal-
tung, die Leistungsbearbeitung, das Rechnungswe-
sen, die Vermögensanlage oder die Vermögens-
verwaltung ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
einem anderen Unternehmen auf Dauer übertragen 
werden (Funktionsausgliederungsverträge). 

(2) Der technische Geschäftsplan, Funktionsausgliede-
rungsverträge sowie deren Änderungen bedürfen vor 
dem Inkraftsetzen der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. 

Art. 11 
Rechnungslegung 

(1) 1Die Versorgungsanstalten legen gesondert entspre-
chend § 55 Abs. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
(VAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1992 (BGBl 1993 I S. 2), zuletzt geän-
dert durch Art. 44 des Gesetzes vom 26. März 2007 
(BGBl I S. 378), wie Pensionskassen unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Finanzierungsverfahren Rech-
nung. 2Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) 1Die versicherungsmathematischen Annahmen sind 
insbesondere für die Berechnung der erforderlichen 
versicherungstechnischen Rückstellungen ausreichend 
vorsichtig zu wählen. 2Eine vorsichtige Wahl enthält 
eine angemessene Marge für eine nachteilige Abwei-
chung von relevanten Faktoren. 3Der Grundsatz der 
Vorsicht gilt auch für die Bewertung der zur Bede-
ckung dieser Rückstellungen herangezogenen Aktiva. 

(3) 1Der Vorstand hat der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen, wenn das Vermögen nicht mehr zur 
Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellun-
gen ausreicht. 2Für einen begrenzten Zeitraum kann die 
Aufsichtsbehörde eine nicht ausreichende Bedeckung 
der versicherungstechnischen Rückstellungen mit Akti-
va zulassen, wenn ein konkreter und realisierbarer Sa-
nierungsplan entsprechend Art. 16 Abs. 2 der Richtlinie 
2003/41/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 3. Juni 2003 über die Tätigkeiten und die Be-
aufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Al-
tersversorgung (ABl EU Nr. L 235 S. 10) aufgestellt 
wird. 

Art. 11a 
Wirtschaftsplanung 

(1) Die Versorgungskammer stellt für jede Versor-
gungsanstalt auf der Grundlage des Geschäftsplans 
(Art. 10a) einen Erfolgsplan entsprechend der Gliede-
rung der Gewinn- und Verlustrechnung sowie einen 
Kostenplan (Wirtschaftsplanung) für das kommende 
Geschäftsjahr auf; dabei ist die Wirtschaftsplanung für 
die gemeinsamen Dienste zu berücksichtigen. 

(2) 1Die Versorgungskammer legt die Wirtschaftspla-
nung rechtzeitig vor Beginn des neuen Geschäftsjahres 
dem Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt vor. 2Der 
Verwaltungsrat beschließt über die Wirtschaftsplanung. 
3Soweit eine einvernehmliche Wirtschaftsplanung zwi-
schen der Versorgungskammer und dem Verwaltungs-
rat nicht rechtzeitig vor Beginn des neuen Geschäfts-
jahres zustande kommt, entscheidet die Aufsichtsbe-
hörde. 

(3) Die Wirtschaftsplanung ist Grundlage für die Wirt-
schaftsführung der Versorgungsanstalt. 

Art. 11b 
Sicherheitsrücklage 

1Die Versorgungsanstalten haben zur Sicherstellung der 
dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den 
Versorgungsverhältnissen eine Sicherheitsrücklage un-
ter Berücksichtigung der Belange der Mitglieder, der 
Versicherten und der Leistungsberechtigten aufzubau-
en. 2Sie soll mindestens zwei v. H. des Barwerts der 
Rentenanwartschaften zuzüglich vier v. H. des Bar-
werts der laufenden Rentenzahlungen betragen. 

Art. 11c 
Gebundenes Vermögen 

(1) 1Das gebundene Vermögen ist mit möglichst großer 
Sicherheit und Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität 
der Versorgungsanstalt unter Wahrung angemessener 
Mischung und Streuung anzulegen. 2Es darf nur in den 
Werten angelegt werden, die in § 54 Abs. 2 VAG ge-
nannt werden. 3Ein risikoadäquates Kapitalanlagema-
nagement mit ausreichenden Sicherheitsreserven ist si-
cherzustellen. 4Der Umfang des gebundenen Vermö-
gens muss mindestens 
1. der Summe der versicherungstechnischen Rück-

stellungen ohne die freien Mittel der Rückstellung 
für künftige Leistungsverbesserungen zuzüglich 

2. der aus den Versorgungsverhältnissen entstandenen 
Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungspos-
ten 

entsprechen. 

(2) Die Versorgungsanstalten haben der Aufsichtsbe-
hörde über ihre gesamten Vermögensanlagen, aufge-
gliedert in Neuanlagen und Bestände, in den von dieser 
festzulegenden Formen und Fristen zu berichten. 

Art. 12 
Verantwortlicher Aktuar 

(1) 1Für jede Versorgungsanstalt ist vom Verwaltungs-
rat mit Zustimmung des Vorstands der Versorgungs-
kammer ein Verantwortlicher Aktuar zu bestellen. 
2Dieser muss zuverlässig und fachlich geeignet sein. 

(2) 1Der Verantwortliche Aktuar ist in seiner Tätigkeit 
keinen Weisungen unterworfen. 2Er darf wegen der Er-
füllung der ihm übertragenen Aufgaben nicht benach-
teiligt werden. 
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(3) Der Verantwortliche Aktuar hat 

1. die Finanzlage der Versorgungsanstalt insbesonde-
re daraufhin zu überprüfen, ob die dauernde Erfüll-
barkeit der sich aus den Versorgungsverhältnissen 
ergebenden Verpflichtungen jederzeit sichergestellt 
ist, 

2. unter der Bilanz die versicherungstechnischen 
Rückstellungen zu testieren, 

3. zum Jahresabschluss einen Aktuarsbericht zu er-
stellen, 

4. mindestens zum Abschlussstichtag eines jeden 
fünften Geschäftsjahres ein umfassendes versiche-
rungsmathematisches Gutachten über die finanziel-
le Situation der Versorgungsanstalt für den Ver-
waltungsrat und die Aufsicht zu fertigen sowie 

5. auf Verlangen des Verwaltungsrats oder der Auf-
sichtsbehörde ein Gutachten zu einem bestimmten 
Termin oder zu einem aktuellen Problem (Sonder-
gutachten) zu erstellen. 

(4) Sobald der Verantwortliche Aktuar erkennt, dass 
die Versorgungsanstalt ihre Verpflichtungen, insbeson-
dere wegen Veränderungen bei den Beitragseinnahmen, 
den Leistungsverpflichtungen oder den Rechnungs-
grundlagen, nicht dauerhaft erfüllen kann, hat er unver-
züglich den Vorstand und den Verwaltungsrat und, 
wenn diese keine ausreichenden Maßnahmen zur Ab-
hilfe ergreifen, die Aufsichtsbehörde zu unterrichten. 

(5) 1Die Organe der Versorgungsanstalt sind verpflich-
tet, dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche Informati-
onen zugänglich zu machen, die zur Erledigung seiner 
Aufgaben erforderlich sind. 2Wird ein Gutachten zur 
Finanzlage einer Versorgungsanstalt an einen anderen 
Aktuar vergeben, so gelten für diesen Aktuar bezüglich 
des Gutachtens die Vorschriften für den Verantwortli-
chen Aktuar entsprechend. 

Art. 12a 
Abschlussprüfung 

(1) 1Die Versorgungsanstalten haben ihren Jahresab-
schluss durch einen gemeinsamen Abschlussprüfer ent-
sprechend § 341k des Handelsgesetzbuchs (BGBl III 
4100-1), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes 
vom 5. Januar 2007 (BGBl I S. 10), und § 57 Abs. 1 
und § 58 VAG prüfen zu lassen. 2Der gemeinsame Ab-
schlussprüfer wird vom Kammerrat gewählt. 3Ist eine 
Ausschreibung erforderlich, führt die Versorgungs-
kammer diese entsprechend den Vorgaben des Kam-
merrats durch. 4Nach der Wahl erteilt der Vorstand den 
Prüfungsauftrag.5Dem Verwaltungsrat stehen die Rech-
te gemäß Art. 4 Abs. 4 Satz 3 Nrn. 2, 3 und 4 zu. 

(2) 1Der Abschlussprüfer legt seinen Prüfungsbericht 
dem Verwaltungsrat und der Aufsichtsbehörde vor; 
dem Vorstand ist vorher Gelegenheit zur Stellungnah-
me zu geben. 2Der Verwaltungsrat oder die Aufsichts-
behörde können den Bericht mit dem Abschlussprüfer 
erörtern und mögliche Ergänzungen der Prüfung und 

des Berichts veranlassen. 3Der Abschlussprüfer nimmt 
an den Verhandlungen des Verwaltungsrats über den 
Jahresabschluss teil und berichtet dabei über die we-
sentlichen Ergebnisse seiner Prüfung. 

Art. 12b 
Aufsicht 

(1) 1Die Versorgungsanstalten unterliegen der Rechts- 
und Versicherungsaufsicht durch das Staatsministerium 
des Innern. 2Die Aufsichtsbehörde nimmt ihre Aufga-
ben nur im öffentlichen Interesse wahr. 

(2) 1Die Aufsichtsbehörde berät die Versorgungsanstal-
ten und überwacht sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
und Verpflichtungen. 2Sie prüft, ob die Geschäfte ge-
setz- und satzungsmäßig geführt werden. 3Sie über-
wacht den gesamten Geschäftsbetrieb und achtet insbe-
sondere auf die ausreichende Wahrung der Belange der 
Mitglieder, der Versicherten und der Leistungsberech-
tigten und auf eine ordnungsgemäße Durchführung des 
Geschäftsbetriebs. 

(3) 1Die Aufsichtsbehörde ist befugt, sich über alle An-
gelegenheiten der Versorgungsanstalten zu unterrich-
ten. 2Sie kann insbesondere sämtliche Geschäfte und 
Verwaltungsvorgänge nachprüfen sowie Berichte und 
Akten anfordern. 3Sie kann auch ohne besonderen An-
lass in den Geschäftsräumen der Versorgungsanstalten 
prüfen, ob die veröffentlichten Jahresabschlüsse und 
die Lageberichte mit den Tatsachen und dem Bücher-
inhalt übereinstimmen und ob die vorgeschriebenen 
Rücklagen vorhanden und vorschriftsmäßig angelegt 
und verwaltet sind. 4Die Aufsichtsbehörde ist zu den 
Sitzungen des Verwaltungsrats, des Kammerrats und 
der Ausschüsse zu laden; ihre Vertreter oder Vertrete-
rinnen können an den Sitzungen teilnehmen und sind 
jederzeit zu hören. 

(4) 1Die Aufsichtsbehörde kann die Versorgungsanstal-
ten anweisen, innerhalb einer angemessenen Frist 
Maßnahmen zur Herstellung des gesetz- und satzungs-
mäßigen Zustands zu treffen. 2Kommen die Versor-
gungsanstalten innerhalb der gesetzten Frist der Anord-
nung nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde an Stelle 
und auf Kosten der Versorgungsanstalten die notwen-
digen Maßnahmen verfügen und vollziehen oder die 
Aufgabe und die erforderlichen Befugnisse einem Son-
derbeauftragten übertragen. 

(5) 1Darüber hinaus kann die Aufsichtsbehörde gegen-
über den Versorgungsanstalten sowie Unternehmen, die 
Aufgaben für die Versorgungsanstalten wahrnehmen, 
alle Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich 
sind, um Missstände zu vermeiden oder zu beseitigen. 
2Missstand ist dabei jedes Verhalten, das die Belange 
der Mitglieder, der Versicherten oder der Leistungsbe-
rechtigten nicht ausreichend wahrt oder den aufsichts-
rechtlichen oder den sonstigen das Versorgungsver-
hältnis betreffenden Vorschriften oder dem Geschäfts-
plan widerspricht. 3Wenn es zur Wahrung der Belange 
der Mitglieder, der Versicherten oder der Leistungsbe-
rechtigten notwendig erscheint, kann die Aufsichtsbe-
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hörde einen Geschäftsplan auch mit Wirkung für beste-
hende Versorgungsverhältnisse ändern. 4Ergibt sich bei 
der Prüfung der Vermögenslage einer Versorgungsan-
stalt, dass diese auf Dauer nicht mehr imstande ist, ihre 
Verpflichtungen zu erfüllen, so kann die Aufsichtsbe-
hörde Leistungsverpflichtungen entsprechend § 89 
Abs. 2 VAG herabsetzen. 

(6) 1Dem Freistaat Bayern werden sieben Zehntel der 
durch die Führung der Aufsicht entstehenden Kosten 
(Personalvollkosten) von den Versorgungsanstalten er-
setzt, dabei darf die Grenze von 0,2 Promille der Bei-
tragseinnahmen nicht überschritten werden. 2Die Ver-
teilung der Kostenlast richtet sich nach Art. 9 Abs. 2 
Satz 2. 

Art. 12c 
Strafvorschrift 

(1) Wer als Mitglied des Vorstands oder als Beauftrag-
ter des Vorstands über das Vermögen oder über die fi-
nanzielle Situation einer Versorgungsanstalt gegenüber 
dem Verwaltungsrat, gegenüber einem seiner Aus-
schüsse oder gegenüber der Aufsichtsbehörde falsch 
berichtet oder die Verhältnisse verschleiert, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Verantwortlicher Ak-
tuar 
1. die finanzielle Lage einer Versorgungsanstalt im 

Aktuarsbericht oder im versicherungsmathemati-
schen Gutachten unrichtig wiedergibt oder ver-
schleiert  

oder 
2. ein Testat nach Art. 12 Abs. 3 Nr. 2 falsch abgibt. 

(3) Ebenso wird bestraft, wer als Abschlussprüfer oder 
als Gehilfe eines Abschlussprüfers über das Ergebnis 
der Prüfung falsch berichtet oder erhebliche Umstände 
im Bericht verschweigt. 

Art. 12d 
Verordnungsermächtigung 

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 
1. die Bestandteile des technischen Geschäftsplans 

gemäß Art. 10a Abs. 1 Satz 2  Nr. 2, 
2. nähere Bestimmungen zur Rechnungslegung ge-

mäß Art. 11 und über die Art und Weise der Offen-
legung des Jahresabschlusses, 

3. Abweichungen von den gemäß Art. 11 Abs. 1 ent-
sprechend anwendbaren Rechnungslegungsvor-
schriften, insbesondere um die besonderen Aufga-
ben der Versorgungsanstalten und die gemeinsame 
Geschäftsführung zu berücksichtigen,  

4. Mindestanforderungen an die versicherungsmathe-
matischen Rechnungsgrundlagen gemäß Art. 11, 

5. Zuführungen zu und Entnahmen aus der Sicher-
heitsrücklage gemäß Art. 11b, 

6. die Anlage des gebundenen Vermögens einschließ-
lich von Regelungen zur Sicherstellung eines risi-
koadäquaten Kapitalanlagemanagements gemäß 
Art. 11c, 

7. Einzelheiten zum Testat, zum Aktuarsbericht und 
zum versicherungsmathematischen Gutachten des 
Verantwortlichen Aktuars gemäß Art. 12, 

8. die Berichtspflichten der Versorgungsanstalten ge-
genüber der Aufsichtsbehörde sowie über den In-
halt der Berichte des Abschlussprüfers, soweit dies 
zur Durchführung der Aufsicht erforderlich ist und 

9. die Verteilung der Kostenlast gemäß Art. 12b 
Abs. 6 Satz 2.“ 

7. Art. 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 
b) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

„2Dabei sind Mitglieder, Versicherte und Leis-
tungsberechtigte insbesondere über ihre verschie-
denen Wahlrechte und Leistungen, ihre Obliegen-
heiten, ihre Anzeigepflichten, über Rechtsfolgen 
bei Verletzungen von Obliegenheiten und Anzei-
gepflichten, über ihre aus Beitragszahlungen er-
worbenen Anwartschaften, den Jahresabschluss 
und die inländischen Gerichtsstände ausreichend zu 
informieren. 3Auf Verlangen sind jedem Mitglied 
oder Versicherten der Jahresabschluss und der La-
gebericht zuzusenden.“ 

8. Art. 14 wird wie folgt geändert: 
a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 
b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Zur Prüfung des Vorliegens der gesundheitli-
chen Voraussetzungen für beantragte Leistungen 
sind die Versorgungsanstalten berechtigt, Daten 
über die Gesundheit ihrer Mitglieder, Versicherten 
und Leistungsberechtigten zu erheben, zu spei-
chern, zu nutzen und diese Daten an andere öffent-
liche Versorgungsträger innerhalb der Mitglied-
staaten der Europäischen Union und der anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum sowie der Schweiz zu  
übermitteln.“ 

9. Art. 24 wird wie folgt geändert: 
a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 1Satzungsmäßige Leistungszusagen müssen im 
Verhältnis zu den Beiträgen so festgelegt werden, 
dass die Versorgungsanstalt unter Zugrundelegung 
angemessen vorsichtiger versicherungsmathemati-
scher Annahmen auf Dauer allen ihren Verpflich-
tungen nachkommen kann. 2Die angewandten Fi-
nanzierungssysteme und versicherungsmathemati-
schen Modelle der Versorgungsanstalten dürfen 
von denen der Pensionskassen abweichen, sofern 
sie die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen 
aus den Versorgungsverhältnissen sicherstellen und 
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nicht zu einer nicht gerechtfertigten Ungleichbe-
handlung der verschiedenen Jahrgänge von Versi-
cherten führen.“ 

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

10. In Art. 28 Abs. 3 werden die Worte „Rentenversiche-
rung der Angestellten“ durch die Worte „Deutschen 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

11. In Art. 30 Abs. 2 werden die Worte „Rentenversiche-
rung der Angestellten“ durch die Worte „Deutschen 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

12. Art. 32 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) 1Die Bestimmungen des Ersten Teils dieses 
Gesetzes sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
der technische Geschäftsplan nach Art. 10a nicht 
genehmigungsbedürftig ist und bei der Bildung von 
versicherungstechnischen Rückstellungen vom 
Verfahren der Pensionskassen abgewichen werden 
kann, sofern die dauernde Erfüllbarkeit der Ver-
pflichtungen aus den Versorgungsverhältnissen 
durch die Mitglieder gewährleistet ist. 2Art. 12b 
Abs. 5 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass ge-
setzliche und tarifvertragliche Regelungen hin-
sichtlich des Leistungsrechts und der Grundzüge 
der Finanzierung unberührt bleiben. 3Art. 11b ist 
nur für die Zusatzversorgungskasse der bayeri-
schen Gemeinden anzuwenden; ob und inwieweit 
eine Sicherheitsrücklage bereitgehalten wird, be-
stimmt dabei die Satzung.“ 

13. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Abs. 5 und 6 eingefügt: 

„(5) Die Zusatzversorgungskasse der bayerischen 
Gemeinden kann in Abrechnungsverbände geglie-
dert werden, bei denen die Verbindlichkeiten und 
die Vermögenswerte der Abrechnungsverbände 
ohne die Möglichkeit einer Übertragung getrennt 
von den anderen Geschäften der Einrichtung ver-
waltet und organisiert werden. 

(6) 1Soweit die Zusatzversorgungskasse der bayeri-
schen Gemeinden im Weg der freiwilligen Versi-
cherung Leistungen der Altersvorsorge anbietet, ist 
ein separater Abrechnungsverband einzurichten. 
2Anstelle der Art. 10a, 11, 11b, 11c, 12 Abs. 3 bis 
5, Art. 12c, 16, 18 und 19 finden die Vorschriften 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes über die Ge-
schäfte der regulierten Pensionskassen in der je-
weils geltenden Fassung entsprechende Anwen-
dung. 3Die dort geforderte Solvabilitätsspanne wird 
auf fünf v. H. der Deckungsrückstellung festgelegt; 
es werden fünf Drittel v. H. der versicherungstech-
nischen Rückstellungen der Pflichtversicherung auf 
den Mindestgarantiefonds angerechnet.“ 

b) Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden Abs. 7 und 8. 

14. Art. 39 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Auf die Pensionskasse des Schornsteinfegerhand-
werks sind die Vorschriften des Ersten Teils dieses Ge-
setzes, mit Ausnahme der Art. 10a, 11, 11b, 11c, 12 
Abs. 3 bis 5, Art. 12c, 16, 18 und 19 sinngemäß an-
wendbar; die Satzung und ihre Änderungen sind ab-
weichend von Art. 10 Abs. 3 Satz 1 nur genehmigungs-
bedürftig, soweit sie sich nicht auf allgemeine Versi-
cherungsbedingungen beziehen.“ 

15. Dem Art. 49 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Vorschriften zur Rechnungslegung und zur Vorla-
ge von Unterlagen an die Aufsichtsbehörde können von 
den Versorgungsanstalten erstmals auf das am 1. Januar 
2007 beginnende Geschäftsjahr angewandt werden und 
sind spätestens auf das am 1. Januar 2009 beginnende 
Geschäftsjahr anzuwenden.“ 

§ 2 
Änderung des Gesetzes  

über die Zuständigkeiten zum  
Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften 

Das Gesetz über die Zuständigkeiten zum Vollzug wirt-
schaftsrechtlicher Vorschriften (ZustWiG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Januar 2005 (GVBl S. 17, 
BayRS 700-2-W), geändert durch Gesetz vom 10. März 
2006 (GVBl S. 122), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 erhält folgende Fassung: 

„Art. 7 
Versicherungsaufsicht 

(1) 1Das Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruk-
tur, Verkehr und Technologie führt die Versicherungs-
aufsicht über die nach § 1 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Dezember 1992 (BGBl 1993 I S. 2), in der je-
weils geltenden Fassung, aufsichtspflichtigen Versiche-
rungsunternehmen, soweit nicht die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht oder das Staatsministeri-
um des Innern zuständig ist. 2Das Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie 
wird ermächtigt, die Aufsicht über Versicherungsunter-
nehmen durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise 
auf die Regierungen oder für mehrere Regierungsbezir-
ke auf eine Regierung zu übertragen.  

(2) Dem Staatsministerium des Innern obliegt die Ver-
sicherungsaufsicht über die in Art. 1 Abs. 1 und Art. 45 
des Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen 
genannten Versorgungseinrichtungen, soweit diese dem 
Freistaat Bayern zukommt.“ 

2. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) Die Satzbezeichnung „1“ entfällt.  

b) Satz 2 wird aufgehoben. 
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§ 3 
Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

In Art. 44 Abs. 2 Satz 5 des Gesetzes über die Rechtsver-
hältnisse der Mitglieder des Bayerischen Landtags (Bayeri-
sches Abgeordnetengesetz) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. März 1996 (GVBl S. 82, BayRS 1100-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juni 2004 
(GVBl S. 226), wird nach dem Wort „Anwendung“ der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt: 

„die Vorschriften zum Geschäftsplan, zur Rechnungsle-
gung, zur Sicherheitsrücklage, zum gebundenen Vermögen, 
zum Verantwortlichen Aktuar und zur Abschlussprüfung 
sind nicht anzuwenden.“ 

§ 4 
Änderung der Verordnung  

zum Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften 

Die Verordnung zum Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vor-
schriften (ZustWiV) vom 2. Januar 2000 (GVBl S. 2, 
BayRS 752-2-W), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
18. März 2006 (GVBl S. 127), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Zuständige Landesaufsichtsbehörde im Sinn des 
§ 147 Abs. 1 ist das Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie.“ 

2. § 12 wird aufgehoben. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Zusätzlich haben diese Versicherungsvereine 
die in § 9 der Verordnung über die Berichter-
stattung von Versicherungsunternehmen ge-
genüber der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (Versicherungsberichterstat-
tungs-Verordnung - BerVersV) vom 29. März 
2006 (BGBl I S. 622) genannte Nachweisung 
103 sowie die in § 16 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 3 
Buchst. a sowie Abs. 2 BerVersV genannten 
sonstigen Rechnungslegungsunterlagen einzu-
reichen.“ 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Außerdem haben Pensions- und Sterbekassen 
die in § 11 BerVersV genannten Nachweisun-
gen 120, 121, 220 und 221, Krankenversiche-
rungsvereine die in §§ 12 und 22 BerVersV 
genannten Nachweisungen 130 und 330 sowie 
Schaden- und Unfallversicherungsvereine die 
in §§ 13 und 22 BerVersV genannten Nach-
weisungen 240, 244 und 342 vorzulegen.“ 

cc) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Die Aufsichtsbehörden bestimmen Inhalt und 
Frist zu dem entsprechend § 17 BerVersV vor-
zulegenden versicherungsmathematischen Gut-
achten sowie zu dem nach § 55a Abs. 1 Nr. 4 
VAG vorzulegenden Bericht eines unabhängi-
gen Sachverständigen.“ 

b) In Abs. 5 sind die Worte „des Bundesaufsichtsamts 
für das Versicherungswesen“ durch die Worte „der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht“ 
zu ersetzen. 

§ 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  

Übergangsregelungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2007 in Kraft.  

(2) 1Mit Ablauf des 31. Dezember 2007 tritt das Gesetz, die 
Pensionsanstalt für die Witwen und Waisen der Rechtsan-
wälte Bayerns betreffend vom 18. August 1879 (Bay RS 
763-66-W) außer Kraft. 2Die Pensionsanstalt für die 
Rechtsanwälte Bayerns wird zum 1. Januar 2008 in einen 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit umgewandelt. 3Sie 
trägt dann den Namen „Pensionsanstalt für die Rechtsan-
wälte Bayerns, Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit“. 
4Die Vorschriften des Umwandlungsgesetzes sind nicht 
anzuwenden. 5Rechte und Pflichten von Mitgliedern und 
Versicherten, Vorstandsmitgliedern und Mitarbeitern blei-
ben unverändert bestehen. 6Die bisherige Satzung gilt für 
den Versicherungsverein sinngemäß fort. 7Die Satzung 
kann künftig im Weg des in ihr vorgesehenen Verfahrens 
unter Berücksichtigung der für einen Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit geltenden Rechtsvorschriften geändert 
werden. 

§ 6 
Ermächtigung zur Neubekanntmachung 

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, das 
Gesetz über das öffentliche Versorgungswesen mit neuer 
Artikelfolge neu bekanntzumachen und Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen.   

 

Der Präsident  

I.V. 

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer 

II. Vizepräsident 


